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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

   
   

1. WEG: Wiederherstellung des Sondereigentums nach Substanzeingriffen 
Urteil vom 08.07.2022, Az: V ZR 207/21  

2. BGB: Herausgabe eines ungleichartigen Vorteils 
Urteil vom 25.07.2022, Az: VIa ZR 485/21  

3. ZPO: Bindende Entscheidung bei negativem Kompetenzkonflikt 
Beschluss vom 26.07.2022, Az: X ARZ 3/22  

4. NC TAR: Festlegung der Referenzpreismethode 
Beschluss vom 05.07.2022, Az: EnVR 77/20  

5. BNotO: Verwendung der Bezeichnung „Notar & Mediator“ 
Beschluss vom 11.07.2022, Az: NotZ(Brfg) 6/21  

 

 
Urteile und Beschlüsse:

 
1. WEG: Wiederherstellung des Sondereigentums nach Substanzeingriffen 

Urteil vom 08.07.2022, Az: V ZR 207/21 
Die Eigentümergemeinschaft, die unter Geltung des Wohnungseigentumsgesetzes in 
der bis zum 30. November 2020 geltenden Fassung Instandsetzungsmaßnahmen am 
gemeinschaftlichen Eigentum beschließt, die notwendig Substanzeingriffe auch am 
Sondereigentum erfordern, ist befugt, zugleich diejenigen Maßnahmen zu beschließen, 
die zur Wiederherstellung des Sondereigentums erforderlich sind. 
 

  
2. BGB: Herausgabe eines ungleichartigen Vorteils 

Urteil vom 25.07.2022, Az: VIa ZR 485/21 
1. Die Grundsätze der Vorteilsausgleichung vermitteln dem zum Schadensersatz ver-
urteilten Schädiger auch dann keinen auf die Herausgabe eines ungleichartigen Vor-
teils gerichteten Anspruch gegen den Geschädigten, wenn der rechtskräftig zur Scha-
densersatzzahlung Zug um Zug gegen Übergabe und Übereignung eines Fahrzeugs 
zwecks Vorteilsausgleichung verurteilte und nach dem Urteilsausspruch im Annahme-
verzug befindliche Schädiger den zuerkannten Schadensersatzbetrag zunächst ohne 
Rücksicht auf die Übergabe und Übereignung des Fahrzeugs geleistet hat, der Geschä-
digte aber den im Urteil vorgesehenen Vorteilsausgleich verweigert. 
 
2. Dem Schädiger steht in diesem Fall auch kein auf Herausgabe eines Weiterver-
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kaufspreises gerichteter Anspruch zu, wenn der Geschädigte den Zug um Zug heraus-
zugebenden Gegenstand - hier: ein vom sogenannten Dieselskandal betroffenes Fahr-
zeug - weiterverkauft und den entsprechenden Kaufpreis vereinnahmt hat. 
 
3. Allerdings kann der Schädiger unter Umständen die Rückerstattung des nach Maß-
gabe der rechtskräftig titulierten Forderung gezahlten Schadensersatzes verlangen, 
weil es keinen Rechtsgrund gibt, der den Geschädigten zum Behalten der über den ge-
schuldeten Schadensersatz hinausgehenden Mehrleistung des Schädigers berechtigt. 
Gegebenenfalls hat die Ungleichartigkeit des auszugleichenden Vorteils zur Folge, 
dass der gesamte gezahlte Betrag zurück zu erstatten ist. 
 

  
3. ZPO: Bindende Entscheidung bei negativem Kompetenzkonflikt 

Beschluss vom 26.07.2022, Az: X ARZ 3/22 
a) Bei einem negativen Kompetenzkonflikt zwischen Spruchkörpern desselben Ge-
richts ist der zuständige Spruchkörper in analoger Anwendung von § 36 Abs. 1 Nr. 6 
ZPO zu bestimmen, wenn die Zuständigkeit zumindest eines an einem Kompetenzkon-
flikt beteiligten Spruchkörpers auf einer gesetzlichen Zuständigkeitsregelung (hier: § 
119a Abs. 1 GVG ) beruht und die Entscheidung des Konflikts von deren Reichweite 
und nicht von der Auslegung des Geschäftsverteilungsplans abhängt. 
 
b) Hat ein Spruchkörper in einer solchen Konstellation seine Zuständigkeit durch ei-
nen den Parteien bekanntgegebenen Beschluss verneint und die Sache dem nach seiner 
Auffassung zuständigen Spruchkörper zur Übernahme vorgelegt, ist diese Entschei-
dung entsprechend § 281 Abs. 2 Satz 4 ZPO für den anderen Spruchkörper bindend. 
 

  
4. NC TAR: Festlegung der Referenzpreismethode 

Beschluss vom 05.07.2022, Az: EnVR 77/20 
a) Der Bundesnetzagentur steht bei der Festlegung einer Referenzpreismethode zur 
Berechnung der Netzentgelte für Fernleitungsdienstleistungen gemäß Art. 6, Art. 7 NC 
TAR ein Regulierungsermessen zu; dabei darf die gewählte Referenzpreismethode 
nicht von vornherein ungeeignet sein, die Funktion zu erfüllen, die ihr nach dem durch 
die Entscheidung der Regulierungsbehörde auszufüllenden gesetzlichen Rahmen zu-
kommt, und es darf auch keine andere Referenzpreismethode unter Berücksichtigung 
aller maßgeblichen Umstände so deutlich überlegen sein, dass die getroffene Auswahl-
entscheidung nicht mehr als mit den gesetzlichen Vorgaben vereinbar angesehen wer-
den kann (Fortführung von BGH, Beschlüsse vom 26. Januar 2021 - EnVR 7/20, 
BGHZ 228, 286 Rn. 28 - Genereller sektoraler Produktivitätsfaktor und vom 26. Okto-
ber 2021 - EnVR 17/20,RdE 2022, 119Rn. 16 - Genereller sektoraler Produktivitäts-
faktor II). 
 
b) Die Besonderheiten des deutschen Fernleitungsnetzes rechtfertigen die Festlegung 
einer Referenzpreismethode, die ein für alle Ein- und Ausspeisepunkte einheitliches 
Briefmarkenentgelt vorsieht. 
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5. BNotO: Verwendung der Bezeichnung „Notar & Mediator“ 
Beschluss vom 11.07.2022, Az: NotZ(Brfg) 6/21 
a) Durch die Verwendung der Bezeichnung "Mediator" gleichwertig neben der Amts-
bezeichnung "Notar" kann beim rechtsuchenden Publikum, dem die Tätigkeiten des 
Notars außerhalb der Beurkundung von Rechtsvorgängen regelmäßig wenig geläufig 
sind, der falsche Eindruck hervorgerufen werden, der die Bezeichnung "Notar & Me-
diator" Führende übe neben seinem Amt einen weiteren Beruf aus, der über das regu-
läre Tätigkeitsspektrum eines Notars hinausgehe. 
 
b) Die Verwendung der Berufsbezeichnung "Notar & Mediator" in der Öffentlichkeit 
(z.B. auf Briefbögen oder im Internetauftritt) unterliegt daher als irreführende Selbst-
darstellung des Notars dem Verbot berufswidriger Werbung gemäß § 29 Abs. 1 
BNotO . 
 
  

 

 


